
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1904

230 (23.6.1904) I. Beilage



I. PeLlrrge m Ur . 230 der Karlsruher Zeitung
Donnerstag , 23 . Juni 1S04

Badischer Landtag .

LS. öffentliche Sitzung der Ersten Kammer
am Freitag den 17 . Juni 1904 ,

Unter dem Vorsitze des Ersten Vizepräsidenten
Grafen Franz vonBodman .

Am Regierungstische : Staatsminister Or . von
Brauer , Präsident des Großh . Ministeriums der Fi¬
nanzen Geheimerat Becker , Ministerialdirektor Troe -
ger , Ministerialrat Or . Nicolai , Direktor der Eisen¬
bahnschuldentilgungskasse Geh . Oberfinanzrat Göller ,
später Direktor der Großh . Forst - und Domänendirektion
Geheimerat Or . Reinhard .

Tagesordnung :
1 . Anzeige neuer Eingaben .
2 . Beratung des Berichts der Budgetkommission über

das Budget des Großh . Staatsministe¬
riums samt Nachtrag und über das Budget des
Großh . Ministeriums des Großh . Hausesund der auswärtigen Angelegenheiten
für die Jahre 1904 und 1905.

Berichterstatter : Gras von Helmstatt .
3 . Beratung des Berichts der Kommission für Justizund Verwaltung über den Gesetz

'
entwurf , dieEr -

gänzung des Gehaltstarifs betreffend.
Berichterstatter : Freiherr von Rüdt .
4 . Beratung des Berichts der Budget -Kommission über

den Gesetzentwurf , die Abänderung des
Biersteuergesetzes betreffend, nebst den einschlägi¬
gen Petitionen .

Berichterstatter : Geh . Hosrat vr . Bunte .
5 . Beratung des Berichts der gleichen Kommission über

das Spezialbudget des Großh . Finanz¬
ministeriums (Haupt -Abteilung V ) samt Nachtrag,für die Jahre 1904 und 1905 nebst den damit zusammen¬
hängenden Petitionen .

Berichterstatter: Kommerzienrat Pfeilsticker.
Der Erste Vizepräsident eröffnet die Sitzung

kurz nach halb 10 Uhr und verliest zunächst folgende Ein¬
läufe :

Entschuldigungsschreiben Seiner Durch¬
laucht des Fürsten Emich zu Leiningen für die am 17 . und18 . stattfindenden Sitzungen , ebenso des Prälaten Oehlerund Seiner Durchlaucht des Fürsten zu Löwenstein-Ro¬
senberg .

Mitteilungen des Präsidiums der Zwei¬ten Kammer über
I . Die Beschlüsse der nochmaligen Beratung des Ge¬

setzentwurfs , die Versicherung der Rindviehbeständebetr . .
2 . die angenommenen Beschlüsse zum Gesetzentwurf, die

Ergänzung des Gehaltstarifs betr . ,3 . die Annahme des Nachtrags zum Budget des Großh .
Ministeriums der Justiz , des Kultus und Unter¬
richts für 1904 und 1905 , Anforderungen zu TitelIII , Titel VI und Titel VII der Ausgaben ,4 . die Annahme der Nachträge zum Budget des Großh .
Ministeriums des Innern für 1904 und 1905 , Aus¬
gabe Titel IX (Bezirksverwaltung und Polizei ) ,Titel X (Allgemeine Sicherheitspolizei ) und Ein¬
nahme Titel II , Ausgabe Titel XII (Heil- und
Pflegeanstalten) , Titel XIV (Bearbeitung der Lan¬
desstatistik) , Titel XVI (für Förderung der Land¬
wirtschaft ) und Titel XVII und Einnahme TitelVIII (Verwaltungszweige der Oberdirektion des
Wasser- und Straßenbaues ) ,5 - die Beschlüsse zum Nachtrag des Spezialbudgets
Großh . Finanzministeriums für 1904 und 1905 ,Titel VI (Steuerverwaltung ) , Titel VII (Zollver¬
waltung) ,6 . das genehmigte Budget des Grvßh . Staatsministe¬riums (Haupt -Abteilung I) nebst Nachtrag für dieJahre 1904 und 1905,' - die unveränderte Annahme des Budgets des Großh .Ministeriums des Großh . Hauses und der auswär¬tigen Angelegenheiten (Haupt -Abteilung II ) für die-Mre 1904 und 1905,- die Genehmigung des Spezialbudgets des Eisenbahn -
daues (Haupt -Abteilung VIII ) nebst Nachtrag für

o Jahre 1904 und 1905,- die Genehmigung der Nachträge zum Budget des
^ roßh . Ministeriums der Justiz , des Kultus und

Eim Lichts Titel X (Unterrichtswesen) .
Karlsr^ ^^ des Vorstandes der Maschinenbaugesellschaft

, Sur Besichtigung ihrer neuen Fabrik in der
E r

I dahier .
der smr des Stadtrats Karlsruhe zur Besichtigung
öen 23 städtischen Rheinhafens aus Donnerstag

I i^ n
^

b^ annt
^ ^ ^ ^ ^ llibt sodann folgende Peti -

V G-m-ind-rats DürrmbiWs , Amt Br -t-
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Eistnbahnen
°
zuĝ wiesem

Emission für Straßen - und

Vor Eintritt in die Tagesordnung erhält Frei -Herr
vonGöler das Wort zu folgender Erklärung :

Recht sehr bedauere ich, Ihre Zeit in einer persönlichen
Angelegenheit in Anspruch nehmen zu müssen, einer An¬
gelegenheit, die aber allerdings auch das gesamte Hohe
Haus betrisst. Der „Badische Beobachter" hat kürzlich in
einer längeren Besprechung eines Artikels , der in der
„Badischen Post" in der Verfassungsfrage erschienen ist,
folgendes ausgeführt :

„ der etwas ärgerliche Erguß ist offenbar von einem
Mitgliede der Ersten Kammer ; andere Blätter nennen
direkt Freiherrn von Göler als Verfasser . . . . " und
dann am Schlüsse :

„ Wir nennen es deshalb eine schwere Herabsetzung der
Zweiten Kammer , wenn ein Mitglied der Ersten Kammer
von deren trivialen Geschwätzigkeit schlechthin redet . Was
würden Wohl die Mitglieder der Ersten Kammer sagen,wenn ein Mitglied der Zweiten Kammer den Vorwurf
entsprechend zurückgeben würde ? Wir möchten nicht , daß
dieser Ton sich einbürgerte . Dieser Ansicht wird wohl auch
die Zweite Kammer bei Gelegenheit Ausdruck verleihen .

"
Dieser Artikel des „ Badischen Beobachter" ging in die

meisten badischen Blätter über mit kleinen Variationen ,die sich namentlich dadurch kennzeichneten , daß , währendder „Badische Beobachter " davon spricht , daß Freiherr von
Göler diesen Artikel geschrieben haben soll , dort dies
direkt behauptet wird . Wenn dieser Angriff gegen michrein persönlicher Natur wäre , so würde ich einfach schwei¬
gen und auch die Feder nicht rühren . Es ist in der
letzten Zeit beliebt worden, ein kleines Kesseltreiben ausmeine Person zu machen als den erzreaktionären Junker .
Ich habe darauf geschwiegen und dazu gelächelt ; — hierbin ich aber angegriffen als Mitglied dieses Hohen Hausesund fühle mich deshalb verpflichtet, die Sache hier zur
Sprache zu bringen . Die Herren Redakteure der betref¬
fenden Zeitung haben die ganze Bedeutung der Frage
recht wohl erkannt, was aus dem Schlußsatz des soeben
verlesenen Artikels hervorgeht.

In der Tat , wenn ich mich einer solchen Taktlosigkeit
schuldig gemacht hätte , in diesen Ausdrücken von der Hohen
Zweiten Kammer zu reden, so würde ich nach meinem Ge¬
fühl sowohl diesem Hohen Hause gegenüber , als auch der
Zweiten Kammer und meinen Mandanten gegenüber
schuldig gewesen sein , einfach sofort mein Mandat nieder¬
zulegen. Nun habe ich es aber nicht getan , da es einfach
unwahr ist, daß ich oder irgend ein anderes Mitglied
dieses Hohen Hauses jenen Artikel in die „ Badische Post "
geschickt habe, oder daß direkt noch indirekt sich irgend ein
Mitglied dieses Hohen Hauses daran beteiligt hat .

Ich glaubte , dies hier aussprechen zu müssen , um Klar¬
heit in der Sache zu schaffen. Ich bitte unser Hohes Prä¬
sidium um die Gefälligkeit, Mitteilung von dieser Er¬
klärung auch an das Präsidium des anderen Hohen Hauses
gelangen zu lassen . Ich überlasse es im übrigen dem Ge¬
rechtigkeitsgefühl und dem Anstandsgefühl der HerrenRedakteure der betreffenden Zeitungen , ob sie, nachdem sie
eine so ungerechte Verdächtigung und Verleumdung aus¬
gesprochen haben, in ihren Organen auch diese Erklärung
vollständig bringen werden.

Die Presse tut wahrlich nicht gut daran , in dem gegen¬
wärtigen Moment unserer Verhandlungen Mißtrauen ,
Verdächtigung und Verleumdung in dieser Weise auszu¬
streuen . Es wird damit die ernste Arbeit , von der
namentlich die „Landeszeitung" in der letzten Zeit so ein¬
gehend gesprochen hat , wahrlich nicht gefördert .

Der ErsteVizePräsident erklärt hierauf , daß er
diese Erklärung des Herrn Freiherrn von Göler dem
Präsidium der Hohen Zweiten Kammer zukommen lassenwerde.

Hierauf wird in die Tage s . ordnung eingetreten .
Zu Punkt 2 derselben , Beratung des Berichts der Bud¬

getkommission über das Budget des Großh .
Staatsministeriums samt Nachtrag fürdie Jahre 1904 und 1905, erklärt als Berichterstatter
Graf von Helm statt : Ich habe dem gedruckt vor-
liegenden Bericht nichts hinzuzufügen.

Nachdem zur Generaldiskussion niemand das Wort er¬
beten hatte , werden die einzelnen Titil aufgerufen .

Der Antrag der Budgetkommission, dahingehend :
sämtliche Titel des Budgets des Großh . Staats -

Ministeriums samt Nachtrag für die Jahre 1904
und 1905 nach den Beschlüssen der Hohen Zweiten
Kammer zu genehmigen,

wird ohne Debatte einstimmig angenommen .
Des weiteren erklärt Graf von Helm statt als

Berichterstatter über das Budget des Großh . Mi¬
nisteriums des Großh . Hauses und der
auswärtigen Angelegenheiten für die
Jahre 1904 und 1905 : Dem gedruckt vorliegenden Be¬
richt habe ich gleichfalls nichts hinzuzusetzen .

Nachdem die einzelnen Titel aufgerufen , wird der A u-
trag der Budgetkommission dahingehend:

das Budget des genannten Ministeriums für die
Jahre 1901 und 1905 nach den Beschlüssen der
Hohen Zweiten Kammer zu genehmigen,

ohne Debatte einstimmig angenommen .
Sodann erstattet namens der Kommission für Justizund Verwaltung Bericht Freiherr von Rüdt über

den Gesetzentwurf , die Ergänzung des Ge¬
haltstarifs betreffend. Redner führt aus : Ta der
Gesetzentwurf äußerst einfacher Natur ist, hat die Kom¬
mission beschlossen , darüber lediglich mündlichen Bericht
zu erstatten und en Antrag zu stellen , darüber in abge¬
kürzter Form zu beraten.

Ter von der Hohen Zweiten Kammer genehmigte Ent¬
wurf unterscheidet sich von dem Regierungsentwurf da¬
durch , daß Punkt 1 desselben gestrichen wurde , nachdem
im Einverständnis mit der Großh . Regierung eine Spe¬
zialrevision des Gehaltstarifs zugunsten des Vorstandesder Eisenbahnhauptwerkstätte durch Verschiebung dieserStelle von O 1 nach L 2 abgelehnt und diese Stelle als
solche eines Kollegialmitgliedes der Großh . General¬
direktion der Staatseisenbahnen in das Budget ausge¬
nommen wurde.

Ein weiterer Punkt betrifft die Umwandlungvon 30 nichtetatmäßigen Gehilfen st eilen
bei den Notariaten in etatmäßige Ak¬
tuarsstellen , welche im Budget angefordert sind .Da die Aktuare bei den Notariaten bisher im Gehalts¬tarif nicht aufgesührt sind, ist es notwendig, dieselbenunter H 9 des Gehaltstarifs ausdrücklich aufzunehmen .

Ferner soll den Bezirkstierärzten , welche
nach Anmerkung 8 zu Abteilung ? des Gehaltstarifs bis¬
her nur das halbe Wohnungsgeld bezogen , mit Rücksicht
darauf , daß die beruflichen Anforderungen an dieselbenderen ganze Zeit und Arbeitskraft in Anspruch nehmen,ebenso wie es im Jahre 1902 hinsichtlich der Bezirks¬ärzte geschehen ist, künftig das volle Wohnungs -
geld gewährt werden . Demgemäß schlägt die Kom¬
mission vor , daß in Ziffer 8 der Anmerkung zu Abtei¬
lung V die Worte „und auf die Bezirkstierärzte
(O . -Z . 6) "

, gestrichen werden. Nach Mitteilung der
Großh . Regierung wird der Mehraufwand 12 500 M .betragen .

Der letzte Punkt betrifft die Gewährung von freier
Dienstkleidung im Wertanschlag von 50 M . andie Diener der Gelehrtenschulen und
Lehrerbildungsanstalten , was bezüglich derDiener bei anderen Staatsstellen schon bisher der Fallwar . Dies erscheint billig, und soll deshalb in Anmer¬
kung 6 zu Abteilung X des Gehaltstarifs hinter „Dienerbei Amtsgerichten" die Worte eingeschaltet werden : „anden Gelehrtenschulen und Lehrerbildungsanstalten .

"
Die Kommission beantragt ,

dem Gesetzentwurf in der von der Hohen ZweitenKammer beschlossenen Fassung znzustimmen und
darüber in abgekürzter Form zu beraten.

Nachdem hierzu niemand das Wort erbeten hatte , wirdder Antrag in namentlicher Abstimmung einstimmig
angenommen .

Sodann berichtet Geh . Hofrat Or . Bunte namensder Budgetkommission über den Gesetzentwurf ,die Abänderung des Biersteuergesetzesbetreffend , nebst den einschläigen Petitionen . Redner
führt aus : Durch das Biersteuergesetz vom 30 . Juni1896 trat an die Stelle der bis dahin gültigen Kessel¬steuer die Malzsteuer nach Gewicht, und zwar wurde inArtikel 7 der Tarif in der Weise festgesetzt , daß mit dem
steigenden Jahresverbrauch einer Brauerei an Malz der
Steuerbetrag sich stufenweise von 8 M . auf 12 M . pro1 Doppelzentner erhöht. Nach diesem Staffeltarif wer¬den für die ersten 250 Doppelzentner Malz 8 M . Steuer
erhoben , für die folgenden 1250 Doppelzentner 10 M .bis . zu einem Jahresverbrauch von 1500 Doppelzentner .Wird dieser Malzverbrauch überschritten , so tritt ein
einheitlicher Steuersatz von 11 M . für dm ganzen Ver¬
brauch in Wirkung, ohne daß die Sätze der unteren Stufezur Anwendung kommen . Dies hat zur Folge, daß beim
Ueberschreiten der Stufe von 1500 Doppelzentnern auf1501 ein Plötzlicher Sprung um 2000 M . eintritt , daßalso für 1500 Doppelzentner 14 500 M . , für 1501
Doppelzentner dagegen 16 511 M . Malzsteuer zu zahlensind . Ein ähnlicher, aber größerer Sprung wiederholt sichbei Ueberschreitung der Menge von 5000 DoppelzentnerMalz ; durch die Erhöhung des Steuersatzes von 11 M .auf 12 M . Pro Doppelzentner beträgt der Sprung hier5000 M .

Diese sprungweise Erhöhung der Steuerbeträge voneiner Stafsel zur anderen hat sich als sehr mißlich heraus¬gestellt, namentlich bei der Steuerstufe von 1500 Doppel -zentner bis 3000 Doppelzentner, zu welcher die Braue¬reien von mittlerer Größe gehören , und es ist schon beider ersten Beratung des Gesetzes in diesem Hohen Hauseder Wunsch ausgesprochen worden (vergl. Protokoll derSitzung vom 1 . Juni 1896) , es möge eine Erleichterungder mittleren Brauereien durch deren Teilnahme an denbeiden unteren Stufen des Staffeltarifs in Erwägunggezogen werden. Diesem Wunsche, der auch wiederholtm der Zwischenzeit in Petitionen zum Ausdruck gekom¬men ist , soll durch die gegenwärtige Vorlage der Groß¬herzoglichen Regierung entsprochen werden .
^ In dem vorliegenden Gesetzentwurf wird ein neuerTarif vorgeschlagen , nach welchem alle Steuerpflichtigenan den unteren Stufen des Staffeltarifs teilnehmen sol¬len , so daß unter Vermeidung der oben bezeichntenSprünge eine gleichmäßige progressive Steigerung der
Mälzbesteuerung mit wachsendem Malzverbrauch eintritt .



Bei diesem Anlaß zeigt es sich als wünschenswert , auch

einige redaktionelle Verbesserungen rn dem Wortlaut des

Gesetzes vorzunehmen , welche in Z 1 Ziffer 1 und 3 des

Gesetzentwurfs angegeben sind .
^ ^ ^ ^

Was zunächst den unter 8 1 Zrffer 2 des Gesetzent -

Wurfs aufgeführten neuen Tarif anlangt , so sollen

an Stelle des A r ti k e l s 7 A b s atz 1 des Gesetzes vom

30 Juni 1896 folgende Bestimmungen treten :

„ Die Steuer beträgt für je 1000 Kilogramm un¬

gebrochenen Malzes , die bei einem Brauereigeschäft
in einem Kalenderjahr steuerbar werden,

1 . für die ersten 250 Doppelzentner 8 M .,
2 . für die folgenden 1250 Doppelzentner 10 M . ,
3 . für die folgenden 1500 Doppelzentner 11 M . ,
4 . für die folgenden 2000 Doppelzentner 12 M . ,
5 . für die folgenden Doppelzentner 13 M .

" .

Dieser Tarif enthält für die beiden unteren Stufen der

Besteuerung , d . h . die kleinsten und kleineren Brauereien
bis 1600 Doppelzentner Malzverbrauch pro Jahr keine
Veränderung , dagegen treten für die größeren Verbrau¬

cher von über 1500 bis 10 000 Doppelzentner durch die

Teilnahme an den unteren Stufen der Besteuerung mit
8 und 10 M . Pro Doppelzentner Erleichterungen ein . Bei
sden kleineren Mistelbranereieij bis zu 3000 Doppel¬
zentner beträgt diese Minderbesteuerung 2000 M . Um
den dadurch entstehenden Steuerausfall zu decken, wird
vorgefchlagen , eine weitere Staffel anzufügen mit einer
Steuer von 13 M . für alle 6000 Doppelzentner über¬
steigenden Malzmengen , so daß nach dem Wegfall des
zweiten Sprunges von 5000 M . die Bierbrauereien mit
einem Malzverbrauch von 10 000 Doppelzentner i die
gleiche Steuer tragen wie nach dem seitherigen Tarif ,
während die Großbrauereien nach Maßgabe ihres Ver¬
brauches über 10 000 Doppelzentner von der höheren Be¬
steuerung von 13 M . pro Doppelzentner allein betroffen
werden.

Nach den Berechnungen der Großh . Regierung auf
Grund des Steuerertrages der letzten sechs Jahre würde
nach dem neuen Tarif der Gesamtertrag der Malzsteuer
sich auf 7 657 866 M . belaufen , während der bisherige
Tarif einen Malzsteuerertrag von durchschnittlich
7 669 567 M . ergab ; es würde somit nur mit einem
Steuerausfall von 11701 M . zu rechnen sein.

Während nun durch den neuen Tarif im Gesamtertrag
an Malzsteuer gegenüber dem zurzeit geltenden keine
wesentliche Aenderung eintritt , wird die Steuerlast we¬
sentlich verschoben zugunsten der kleinen und
mittleren Brauereien und auf die Großbraue¬
reien , welche mehr als 10 000 Doppelzentner
Malz jährlich verbrauchen, abgewälzt . Die Mehrbelastung
dieser Großbrauereien beträgt nach einer Aufstellung für
1903 rund 105 000 M . pro Jahr .

Während eine Petition des Verbandes ober
badischer Brauereien sich für die Annahme der
Regierungsvorlage ausspricht , wendet sich eine Peti
tion der Handelskammer für die Kreise
Karlsruhe und Baden und eine Petition
von 16 Großbrauereien , welche im Jahre
1903 zusammen 256 481 Doppelzentner Malz versteuert
und eine Steuersumme von zusammen 3 065 772 Mark
aufgebracht haben , gegen diese Mehrbelastung der Groß¬
brauereien . Es wird in diesen Petitionen darauf hinge
wiesen , daß die durch den neuen Tarif geschaffene Be
lastung größer sei , als in den für den Wettbewerb der
badischen Brauereien namentlich in Betracht kommenden
Brauereien in Bayern und Württemberg , und daß die
Gefahr besteht, daß die Konkurrenzfähigkeit der badischen
Brauereien unter dem vorgeschlagenen Tarif erheblich be
einträchtigt werde . Es kann nach den in der Petition ge¬
gebenen Aufstellungen zugegeben werden , daß die Bier
besteuerung in Baden höher ist, als in den genannten
Nachbarländern , allein die Mehrbelastung , welche durch
den neuen Tarif eintreten soll , erscheint nicht so beträcht¬
lich , daß so schwerwiegende Folgen zu befürchten sind.
Denn auf die Gefamtsteuerleistung dieser Gruppe von
Großbrauereien bezogen , beträgt die Mehrbelastung nur
etwa 3ß/ -> Prozent , und es ist Wohl zu erwar
ten , daß die badischen Großbrauereien , welche in den ver¬
flossenen 7 Jahren unter der Herrschaft des bisherigen
Tarifs unter schwierigen wirtschaftlichen Verhältnissen
ihre Leistungsfähigkeit durch günstige Abschlüsse gezeigt
haben , auch durch diese Mehrbelastung in ihrer Konkur¬
renzfähigkeit nicht wesentlich beeinträchtigt werden können.
Ferner ist zu erwägen , daß der höchste Steuersatz von 13
Mark pro Doppelzentner wegen der Teilnahme an den
niederen Sätzen des Tarifs von 8 , 10 , 11 und 12 Mark
nicht voll zur Wirkung kommt, sondern selbst bei dem
größten Betrieb mit 29 000 Doppelzentner Malzverbrauch
im Jahr im Durchschnitt nur 12,65 Mark beträgt , das ist
etwa 6 Prozent mehr als seither. Die in den Petitionen
gemachten Vorschläge zur Abänderung des Tarifs unter
Beibehaltung der höchsten Steuerstufe von 12 Mark pro
Doppelzentner konnten nach einer Erklärung der Großh .
Regierung wegen des erheblichen Steuerausfalls nicht in
Betracht gezogen werden .

Ihre Kommission empfiehlt Ihnen deshalb
in Uebereinstimmung mit der Hohen Zweiten Kammer
die Annahme des von der Großh . Regierung borge
schlagenenTarifes .

Bezüglich der redaktionellen Aenderungen
im Biersteuergesetz vom 30 . Juni 1896 wird in 8 1 Zif¬
fer 1 des Gesetzentwurfs vorgeschlagen, dem Artikel 6 fol
gende Fassung zu geben :

„ Zur Bierbereitung darf außer Hopfen , Hefe und
Wasser nur Malz verwendet werden.

Zur Erzeugung von untergärigem Bier ist die
Verwendung von Malz auf Gerstenmalz beschränkt .

Es soll durch diese Fassung jeder Zweifel ausgeschlossen
werden , daß zur Bierbereitung nach Absicht des Entwur¬

fes nur Wasser, Malz , Hopfen und Bierhefe verwendet
werden dürfen . Ferner wird in 8 1 Ziffer 3 des Gesetz¬
entwurfs mit Bezug auf die abgeänderte Fassung des Ar¬

tikels 6 folgendes vorgeschlagen :
„In Artikel 42 Absatz 1 Satz 1 ist zu setzen statr

„ eines Malzersatz- oder Zusatzstoffes" : „ eines nach
Artikel 6 nicht gestatteten Stoffs " und in Satz 2

statt „ ein Malzerfatz - oder Zusatzstoff" : „ ein zur
Bierbereitung geeigneter , aber nach Artikel 6 ver¬
botener Stoff " .

In Artikel 42 Absatz 2 treten an Stelle von „ der

Malzersatz - oder Zusatzstoffe" die Worte : „ dieser
Stoffe " .

Wegen der Begründung kann auf die Erläuterung rn

der Regierungsvorlage verwiesen werden .
Nach 8 2 der Regierungsvorlage wird bestimmt , daß

der neue Tarif mit dem 1 . Januar 1905 , im übrigen das

Gesetz mit seiner Verkündigung in Kraft treten soll ; nach
3 der Gesetzesvorlage wird das Finanzministerium mit

dem Vollzug des Gesetzes beauftragt .
Ihre Kommission erklärt sich auch mit diesen Teilen

der Gesetzesvorlage einverstanden und beantragt :
1. Hohe Erste Kammer wolle den Gesetzentwurf,

die Abänderung des Biersteuergesetzes betreffend ,
nach der Vorlage der Großherzoglichen Regierung
und in Uebereinstimmung mit den Beschlüssen der

Hohen Zweiten Kammer unverändert annehmen .
2 . Die zu dieser Vorlage eingelaufenen Petitionen

damit für erledigt erklären .
Hierzu erhält das Wort Geh . Kommerzienrat
oelle . Derselbe führt aus : Wie Herr Geh . Hofrat

Bunte bereits mitgeteilt hat, ist eine Petition der badi¬

schen Großbrauereien eingelaufen , in welcher dieselben
lebhafte Klage darüber führen , daß sie durch das Gesetz
pro Jahr um 104 000 M . mehr als seither belastet wer -

den und zu ihrer Entlastung vorgefchlagen haben , eine

Staffelung bis 5000 Doppelzentner Malzverbrauch ein¬
treten zu lassen , für einen höheren Verbrauch einen ein¬

heitlichen Steuersatz von 12 M . Pro Doppelzentner ohne
Staffelung .

Mit dieser Petition haben die Großbrauer sich an die

. Handelskammer für die Kreise Karlsruhe und Baden ge
wendet mit dem Ersuchen, die Petition zu unterstützen ; die

Handelskammer ist zu der Anschauung gelangt , im In
teresse der mittleren Brauereien , welche ohnedies nicht
auf Rosen gebettet sind , dem Vorschlag , die Abstufung
aufhören zu lassen, nicht beitreten zu können , dagegen die

Petition insoweit zu unterstützen, als sie den Vorschlag ge
macht hat , die Staffelung bis 10 000 Doppelzentner und

für höheren Verbrauch den Einheitssatz von 12 M . zu be¬

lassen. Die Handelskammer ist wesentlich von folgen¬
den Gesichtspunkten ausgegangen : Durch das Gesetz vom

Jahre 1896 sollen die mittleren und kleineren Brauereien
entlastet werden , ohne daß die Konkurrenzfähigkeit der

Großbrauereien geschmälert werde , und ohne daß eine
Vermehrung der Staatseinnahmen beabsichtigt sei . Nun

hat die Biersteuer vom Jahre 1896 ein Mehrerträgnis
von 1 Million ergeben , wovon der größere Teil immer¬

hin der Wirkung des Gesetzes vom Jahre 1896 zugeschrie¬
ben werden darf .

:s wurde ferner gesagt , daß es nicht angezeigt er
scheint , die Großbrauereien mit mehr als 6 M . per Zent¬
ner Malzverbrauch zu belasten . Dieser Gesichtspunkt
schien der Handelskammer heute noch Beachtung zu ver
dienen insofern , als die Verhältnisse der Brauindustrie
sich nicht verbessert, eher verschlechtert haben , als die
Konkurrenz viel schärfer, der Konsum stetig rückgängig
geworden ist . Es ist allgemein bekannt, daß neue Kun
den kaum mehr zu finden sind und die Brauereien große
Opfer bringen müssen , um ihre alte Kundschaft zu er
halten . Es ist ferner auch als beachtenswert bezeichnet
worden , daß die Biereinfuhr nach Baden alljährlich steigt,
während die Ausfuhr abgenommen hat , so daß die Ein
fuhr die Ausfuhr bereits übersteigt . Ferner wurde dar
auf hingewiefen , was heute bereits erwähnt worden ist ,
daß die badischen Großbrauer heute schon die höchste Bier¬
steuer im Deutschen Reiche bezahlen und deshalb den Kon¬
kurrenten in anderen Staaten gegenüber einen schweren
Standpunkt haben . Schließlich wurde noch geltend ge¬
macht, daß die Großbrauer ohnedies zu den bedeutendsten
Steuerzahlern in Baden gehören . Wie die Petition aus¬
führt , bringen sie jährlich 7V - Millionen Mark Steuern
auf , und es erschiene angezeigt , eine so ergiebige Steuer¬
quelle zu schonen, damit dieselbe in Zukunft reichlich
weiterfließt .

Nun war sich die Handelskammer aber wohl bewußt ,
daß bei den gegenwärtigen Staatsfinanzen sowohl die
Regierung als der Landtag mit Recht darauf bedacht sein
müssen, teils durch Ersparungen in den Ausgaben , teils
durch Erhöhung der Einnahmen die Finanzlage zu bessern ,
und daß dieser Moment keineswegs geeignet ist, um von
der Regierung Opfer zu verlangen .

Ich habe als Vorsitzender diesen Standpunkt lebhaft be¬
tont , schließlich ist jedoch die Anschauung durchgedrungen,
daß die Handelskammer in erster Linie dazu berufen sei ,
die Interessen von Handel und Industrie in ihrem Be
zirke so wett tunlich zu wahren , und daß speziell die
Großbrauereien in dem Bezirk der Handelskammer für
die Kreise Karlsruhe - und Baden außerordentlich stark
vertreten sind . So glaubte die Kammer immerhin den
Versuch machen zu sollen , die Petition zu unterstützen.

Nachdem nun der Gesetzentwurf in dem anderen Hohen
Hause mit allen gegen 2 Stimmen angenommen wurde ,
und ich auch gar keinen Zweifel darüber hege, welches
las Sckücksabder Gesetzesvorlage hier sein wird , so werde

!>

ich ebenfalls für dieselbe stimmen , einmal , wett es mir
kein Vergnügen macht, zwecklose Opposition zu machen,
dann aber auch , weil ich als Mitglied dieses Hohen Hauses
von der Pflicht durchdrungen bin , für die Hebung der
Einnahmen des Staates zu sorgen .

Nach Schluß der allgemeinen Diskussion werden die
einzelnen Paragraphen des Gesetzentwurfs aufgerufen .
Nachdem hierzu niemand das Wort erbeten hatte ,
wird der Gesetzentwurf in namentlicher Abstim¬
mung einstimmig angenommen .

Namens der Budgetkommission berichtet sodann Kom¬
merzienrat Pfeil st icker über das Spezialbud -
getdesGroßh . Finanzministeriums (Haupt -
Abteilung V ) samt Nachtrag für die Jahre 1904
und 1905 nebst den damit zusammenhängenden Petitio¬
nen . Redner führt aus :

Die Rückschläge im wirtschaftlichen Leben , welche nach
einer Reihe sehr günstiger Jahre in der zweiten Hälfte
1900 beginnend die Erwerbsverhältnisfe schwer betroffen
haben, sind als vollständig überwunden noch nicht zu be¬
zeichnen. Die Rückwirkung dieser wirtschaftlichen Krisis
zeigt sich in sehr unerfreulicher Weise darin , daß die Ein¬
nahmen zur Befriedigung der ordentlichen Ausgaben nicht
mehr ausreichen und daß eine Deckung für die außeror¬
dentlichen Bedürfnisse , welche gegenüber früheren Jahren
weitgehend zurückgehalten erscheinen, gleichfalls nicht
mehr vorhanden ist. Während die in früheren Budget¬
perioden erübrigten Betriebsüberschüsse , welche 1899 die
Höhe von 21,7 Millionen erreichten, schon in den letzten
3 Jahren eine wesentliche Minderung erfahren mußten ,
so sind dieselben für 1903 bis auf den eisernen Bestand
von ill / 2 Millionen schon völlig eingezehrt . Der Gesamt¬
fehlbetrag inklusive des außerordentlichen Etats stellt sich ,
ohne die aus früheren Budgetperioden übergehenden Kre¬
ditreste von etwa 5 Millionen auf rund 10 Millionen , zu
deren Deckung außer den Ueberschüssen der folgenden
Jahre in erster Linie der Beizug des Aktivbestandes der
Amortisationskasse in Aussicht genommen ist ; gleichzeitig
bringt die Großh . Regierung eine Erhöhung der Ein¬
kommen- und Kapitalrentensteuer in gesonderter Vorlage
in Antrag . Eine solche Steuererhöhung ist in Zeiten
wirtschaftlicher Depression doppelt ernst und empfindlich .
Erschwert ist die Lage noch durch die finanziellen Be¬
ziehungen zum Reiche, welche eine Erhöhung des Matri -
kularbeitrages erwarten lassen . Die Eisenbahndotation
von jährlich 2 Millionen erscheint auch ferner durch den
Stand der Eisenbahnschuldentilgungskasse dringend ge¬
boten .

Wenn derEtatderForst - undDomänenver -
waltung gegenüber dem Vorjahre nur eine mäßige
Reinmehreinnahme erzielt , so steht doch zu hoffen , daß
durch die Vermehrung der Forstämter und dadurch er¬
möglichter intensiver Waldkultur , sowie durch die Auf¬
wendungen für Holzabfuhrwege weitere günstige Erfolge
nicht ausbleiben werden . Dieselben werden noch erhöht
werden durch die eingeschlagenen Erwerbungs - und Auf¬
forstungspolitik , insbesondere durch Vermehrung des so
wertvollen Waldbesitzes, welcher den entlegenen Landes¬
teilen Arbeitsgelegenheit und Verdienst zuführt . Aus dem
Gebiete der Fischzucht sind die verdienstvollen Bemühun¬
gen zu deren Hebung besonders hervorzuheben . Die Aus¬
übung der Regiejagd in mäßigen Grenzen ist im Interesse
forsttechnischer Ausbildung und sachgemäßer Waldpflege
vereint mit waidmännisch -ausgeübter Jagd zu billigen .
Eine erfreuliche Erweiterung hat der Salinenbe -
trieb erfahren , so daß trotz verminderter Salzpreise kein
Einnahmeausfall erwächst. Der außerordentliche Domä¬
nenetat enthält 2,4 Millionen zu Lasten des Domänen¬
grundstocks, welcher Ende 1902 abgesehen von den unver¬
zinslichen Anlehen an die Amortisationskasse von 12 Mil¬
lionen einen reinen Aktivkapitalbestand von rund 6 Mil¬
lionen nachweist. Dieser Rückgang bedeutet allerdings
keine Verminderung im Kapitalvermögen , da demselben
der Mehrwert der neu erworbenen Liegenschaften und der
neu errichteten Gebäude gegenüber steht ; doch erscheint
eine so erhebliche Minderung des Kapitals , welche inner¬
halb 10 Jahren nahezu die Hälfte des Kapitalvermögen¬
beträgt , nicht erwünscht.

Auf dem Gebiete der S t e u e r v e rw alt u n g hat sich
infolge der mißlichen Erwerbsverhältnisse im Jahre 1903
bei der Einkommensteuer zum ersten Male ein Rückgang
ergeben , und in der laufenden Budgetperiode vollzieht sich
die Zunahme der Erträgnisse wesentlich langsamer als
früher . Aus den Mitteilungen der Großh . Regierung
in der Budgetkommission der Hohen Zweiten Kammer
über die Höhe der Soll - Einnahmen der direkten Steuern
für 1904 ist zu entnehmen , daß dieselben im Vergleich
zum Vorjahre eine Steigerung erfahren an Grund - und
Häusersteuer von 1,78 Prozent , an Gewerbesteuer von
0,43 Prozent , an Einkommensteuer von 0,30 Prozent ,
während die Kapitalrentensteuer von 1902 auf 1903 einen
Mehrertrag von 3,01 Prozent ergab . Bei den indirekten
Steuern ist nur bei der Biersteuer ein direkter Rückgang
von 208 000 Mark zu verzeichnen. Das Vermögens¬
steuerreformwerk , welches erfreulich fortschreitet , bedingte
die Neueinschätzung zunt Grund - und Häusersteuerkatafter.
Der gesetzlichen Vorschrift entsprechend wurden die
Grundeigentümer zur Einsichtnahme der Einschätzung
durch die Anttsverkündiger aufgefordert ; dies wurde aber
naturgemäß vielfach übersehen . Ihre Budgetkommission
hält es für ein dringendes Gebot der Billigkeit , daß den
Grund - und Hausbesitzern vor der Veranlagung auf
Grund der neuen Einschätzung durch eine besondere Mit¬
teilung an die einzelnen Pflichtigen Kenntnis von der
Neueinschätzung gegeben und denselben die Gelegenheit
gewährt werde , ."^wame E '

Wendungen vorzubringen , wie
seinerzeit am ' bei der Fem r Versicherung verfahren wurde .



« insichtlich der Tendenz darf Wohl im allgemeinen sie von der Regierung vorgeschlagen wird , ergibt für die
festgestellt werden , daß mit Ende des Jahres 1903 im Budgetperiode 4 Millionen Mark , was angesichts des De-
Wirtschaftsleben eine Wendung zum Besseren ein- fizits gewiß nicht zu viel ist . Erst mit einer kräftigen
getreten ist ; dieselbe vollzieht sich aber bei uns wesentlich Besserung der allgemeinen Wirtschaftslage wird eine Be-
langsamer , wie in Norddeutschland : insbesondere gehört ^ seitigung dieser Maßregel möglich sein . Für die Erhö-
die Gründung neuer Unternehmungen zu den Seltenhei - i hung der Einnahmen kommt als weiterer , nicht minder
ten Die Ursache hievon liegt vielfach in der Ungewißheit ' wichtiger Faktor eine vorsichtige und zurückhaltende Aus -
meäen der Handelsverträge , bei deren Abschluß anschei- ! gabepolitik in Betracht, die sich für einige Zeit auf das
nend mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen ist . Um der
Industrie die nötige Zeit zu gewähren , sich auf die Zollver

unbedingt Notwendige beschränken muß . Die günstigen
Staatseinnahmen der zweiten Hälfte der 90er Jahre

Änderungen vorsorgend einzurichten, ist ein brüsker mit großen Ueberschüssen
'
hatten eine sehr reichliche Aus -

Uebergang zu vermeiden, und eine Abkürzung der in den ^
bestehenden Handelsverträgen vorgesehenen Kündigungs¬
fristen tunlichst hintanzuhalten .

Die Anforderungen für das Großh . Finanzministerium
betragen für die Budgetperiode 1904/05 :

ordentlichen Ausgaben . 49610036 M .
gegen den früheren Budgetsatz mehr . 2 336 690 M .
was einer Steigerung von etwas über 4,7 Prozent gleich¬
kommt . Die aus Gesetz beruhenden Ausgaben für Ruhe¬
gehalte und Hinterbliebenenbezüge schließen eine Ein¬
schränkung auf die im übrigen innerhalb der Grenze von
3 Prozent sich bewegende Aufwandssteigerung aus .

Die ordentlichen Einnahmen
find angesetzt mit . 117 079 504 M .
gegen den bisherigen Budgetsatz höher

6 367 000 M .um .
Die Steigerung der Zunahme berechnet sich hiernach

nur auf etwas über 4,5 Prozent .
An außerordentlichen Ausgaben

sind angefordert . 4 214 489 M .
an außerordentlichen Ein¬

nahmen vorgesehen . . . . . . 2 562 848 M .

Die Mehrausgaben belaufen sich somit
auf . 1 651 641 M .

Die Summe der Gesamtausgaben be-
trägt somit . 53824525 M .
die der Gesamteinnahmen . . . . 119 642 352 M .

Die Nettoeinnahmen stellen sich auf 65 817 827 M .
Das Wort erhält hierzu Geh . Kommerzienrat Koelle :

Der Staatshaushalt zeigt in seinen zwei Teilen „ Allge¬
meiner . Staatshaushalt " und „ Eisenbahnverwaltung "
eine kritische Situation . Der allgemeine Staatshaushalt
enthält nach dem Voranschlag für die Jahre 1904 und
1905 einen Mehrbetrag der Ausgaben über die Ein¬
nahmen von rund 1 Million . Die tatsächliche Finanzge¬
barung ist nach den Erfahrungen der vorasgegangenen
Jahren jetzt zweifellos besser, so daß nicht nur der Fehl¬
betrag verschwinden , sondern noch ein Ueberschuß sich er¬
geben wird . Die Höhe dieses Mehrergebnisses ist einer¬
seits von den Domanialgefällen abhängig , insbesondere
von dem Ertrag der Staatswaldungen , andererseits von
dem Ergebnis der Steuern , insbesondere den einem
raschen Wechsel unterworfenen Verbrauchs - und Verkehrs¬
steuern. Der Ertrag dieser Steuern hängt aber eng zu¬
sammen mit der allgemeinen Wirtschaftslage . Es zeigen
sich schon Ansätze zur Besserung. Aus den Berichten der
Handelskammern geht hervor , daß der russisch-japanische
Krieg namentlich auf den Export von Maschinen ungün¬
stig einwirkt, dagegen für die Textilindustrie von günsti¬
gem Einfluß ist . Dazu kommt die Unsicherheit vieler rus¬
sischer Firmen . Wenn auch im «großen und ganzen die
Krise überwunden ist, und die Entwicklung eine günstige
ist, so reicht doch in nächster Zeit das Plus des ordentlichen
Etats nicht aus zur Deckung der Nettoausgaben des außer¬
ordentlichen Etats und der Restkredite früherer Budget -
Perioden. Dies ist umso ernster , als die Ueberschüsse frü¬
herer Jahre aufgezehrt sind . Nach Mitteilung der Großh .
Regierung betrug der umlaufende Betriebsfond Ende
1903 11 Millionen , wovon 9*// Millionen als eiserner
Bestand erforderlich sind . Somit sind Mittel zur Deckungder Fehlbeträge im Extraordinarium nicht mehr vorhan¬den . Von den von der Amortisationskasse erwirtschafteten
Ansen , die im letzten Budget erstmals herangezogen wur¬
den , können für das vorliegende Budget nur
noch Millionen flüssig gemacht werden . Nach Ein¬
schnürig dieser Summe stellt sich der Fehlbetrag auf 1,Januar 1904 nach Mitteilung der Regierung auf 14 Mil
ttonen . Hiervon ist ein Viertel im Ordinarium durch die
tatsächliche günstige Finanzgebarung gedeckt; aber esbleibt immer noch ein großes Defizit von 10 bis 11 Miluonen, dem nur ein Vermögen der Amortisationskasse von11 Millionen gegenübersteht. Dies reicht also ungefährdie Budgetperiode 1904/05 . Demgegenüber ist zuAchten , daß der Zuschuß der Amortisationskasse ein

ußerordentlicher ist , und derselben in den folgenden^ Perioden wieder zu ersetzen ist . Manche Leute sehen"e wirksame Hilfe in Anleihen für außerordentliche
r ^ 9aben . Diese Hilfe ist wohl für den Augenblick wirk-
Lemu^ r sür die Zukunft bedenklich . In den außeror
^ ^wen Ausgaben kehren , wenn sie auch verschiedenen
eimi-sn

" dienen, ziemlich gleichbleibende Beträge in den
werbend Budgets stets wieder. Es erscheinen hier keine
zinst Beträge, aus denen die Anleihen wieder der-
ein,-«

"»erden könnten, vielmehr handelt es sich um
Volist/owen Staatsauswand . Deshalb ist die Anleihe

empfehlen. Zu den außerordentlichen
dast ,- ^d^agen würden Zinsschulden hinzukommen , sov 1' ch dre Finanzlage Progressiv verschlechtern würde,
nur m

^ ges Mittel zur Beseitigung des Defizits erscheint
d ? ^ Höhung der ordentlichen Staatseinnahmen ,
Eiuknm ^ Erhöhung der direkten Steuern , und zwar der
ften l̂

" Kapitalrentensteuer als der beweglich -- Erne Erhöhung dieser Steuer um 20 Prozent , wie

staittung des Budgets zur Folge . Der außerordentlicheEtat beträgt in den drei letzten Bugetperioden 40 Mil¬
lionen . Eine Zurückhaltung hierin ist , sofern nicht all¬
gemeine Interessen geschädigt werden, umso nötiger , als
eine Reihe von Ausgaben für den ungestörten Fortgangder Staatsverwaltung unvermeidlich sind und für die
nächste Zeit noch größere Aufgaben mit erheblicher Mehr¬
belastung zu lösen sind . Hierzu gehört die Hebung des
Volksschulwesens durch Vermehrung der Lehrerzahl , und
die Revision des Gehaltstarifs nicht nur für die unteren
und mittleren Beamten, sondern auch für die höheren Be¬
amten , für welche seit Jahren nichts mehr geschehen ist .Es ist dies notwendig, um tüchtige Kräfte auch künftig
dem Staate zu erhalten . Abgesehen von Württemberg ,
sind die höheren Beamten in allen anderen deutschen
Bundesstaaten besser gestellt .

Ter Eisenbahnbetrieb hat im Jahre 1903 allerdingseinen Ueberschuß von tt / 2 Millionen gegen den Voran
schlag ergeben. Dazu kommt aber die Minderausgabevon 3,7 Millionen Mark infolge Zurückstellung von Ar
beiten, die also keine reine Ersparnis bedeuten Auch
hier empfiehlt sich eine Zurückhaltung gegen solche An¬
forderungen , die die Rente noch , weiter schmälern , ins
besondere gilt dies für die nächste Zeit für den Bau neuer
unrentabler Linien . Ich komme zu dem Ergebnis , daßneben Weiser Sparsamkeit eine Erhöhung der Steuern
zur Vermehrung der Staatseinnahmen notwendig ist .

Präsident des Großh . Ministeriums der Finanzen
Geheimerat Becker : Sowohl der Herr Bericht
erstatter als auch Herr Geh . Kommerzienrat Koelle habenan die Position „Finanzministerium " einige Bemerkun
gen über die allgemeine Lage des Staatshaushalts ge¬knüpft. Ich möchte mir erlauben , in dieser Beziehung
ebenfalls einige Ausführungen hinzuzufügen :

Bei Beginn der diesjährigen Session hat Herr Freiherrvon Göler anläßlich der Prüfung der Rechnungsnachwei
ungen schon mit sehr eindringlichen Worten auf die ge
genwärttge schlechte Finanzlage hingewiesen und ihre
Ursachen nicht etwa lediglich in den wirtschaftlichen Ver¬
hältnissen gefunden, die ja seit einigen Jahren in einer
tarken Stagnation sich befinden, sondern hauptsächlich in
1er Ausgabepolitik , zu der wir uns in den Jahren der
Ueberschüsse von 1896 bis 1900 haben verleiten lassen

Herr Geh. Kommerzienrat Koelle hat die Ursachen unserer gegenwärtigen schwierigen Finanzlage in den gleichen
Verhältnissen gefunden, und ich kann beiden Herren mer
nerseits nur in vollem Maße zustimmen

Unsere üble Finanzlage drückt sich gegenwärtig aus in
einem Defizit, das bei Berücksichtigung des Rechnungs
abschlusses vom Jahre 1903 und der inzwischen genehmigten Budgetnachträge sich auf ungefähr 14 Millionen
beläuft , ein Bettag , der für das Großherzogtum Badenals ein sehr erheblicher bezeichnet werden muß , und
dessen Deckung uns , wie Sie aus den Vorschlägen der
Regierung ersehen können , außerordentliche Schwierig¬keiten bereitet. Sie nötigt uns , nicht nur sämtliche vor¬
handenen Vermögensreserven aufzuzehren, sondern siezwingt uns auch, die Steuerkraft des Landes in Anspruch
zu nehmen.

Die Entwicklung , die nun zu diesen unerfreulichen Ver¬
hältnissen geführt hat , besteht in der Tat in der von unsin den letzten Jahren eingehaltenen Ausgabegebarung .Wir haben , um es kurz zu sagen , uns in den letzten Jah¬ren in den Ausgaben etwas übernommen , sowohl in der
allgemeinen Staatsverwaltung , wie in der Eisenbahn - '
Verwaltung, sowohl im ordentlichen , als im außerordent¬lichen Budget.

Wir haben, um zunächst von der allgemeinen Staats¬
verwaltung zu sprechen, im ordentlichen Etat
Steigerungsprozente auszuweisen in den letzten 10 Jah¬ren , wie sie in den früheren Jahren nicht üblich waren .Von der Budgetperiode 1894/95 auf 1896/97 hat dieseSteigerung sich noch in mäßigen Grenzen bewegt undnur 1 Proz . betragen ; in der Budgetperiode 1896/97auf 1898/99 haben wir aber die ordentlichen Ausgaben
schon um 8 Proz . gesteigert und vom Jahre 1898/99 auf
1900/01 sogar um 18 Proz . In der Budgetperiode1902/03 ist eine weitere Steigerung der ordentlichenAusgaben um 10 Proz . eingetreten, trotzdem damals
schon die rückläufige Bewegung in unserem Wirtschafts¬leben eingesetzt hatte. Auch im laufenden Budget wares nicht möglich , den ursprünglich angenommenen Stei¬
gerungssatz von 3 Proz . festzuhalten: trotz aller Be¬
mühungen , mäßigend einzuwirken, haben wir mit einem
Steigerungsprozent von 3,6 zu rechnen .

Noch stärker als in dem ordentlichen Etat haben wir
unsere Ausgaben im außerordentlichen Etat
gesteigert. Vor dem Jahre 1890 haben wir uns im all¬
gemeinen mit einem außerordentlichen Etat von 3V - bis
5V, Millionen in der Budgetperiode begnügt ; vom Jahre
1890 an trat aber mit der Ausdehnung der Staatstätig
keit eine starke Steigerung des außerordentlichen Budgets
ein. Es stieg rasch auf den Betrag von 7 Millionen , er¬
reichte im Jahre 1896/97 den Betrag von 9* / - Mil¬
lionen, um im Jahre 1898/99 , wo die Ueberschüsse der
allgemeinen Staatsverwaltung allerdings die größten

waren , auf 12 Millionen zu steigen ; in den folgenden
Jahren aber, in den Jahren 1900 und 1901 , wo die
rückläufige Bewegung schon nachdrücklich und krätig ein-
etzte und die Einnahmen erheblich hinter denen vom

Jahre 1898/99 zurückblieben , steigerten wir das außer¬
ordentliche Budget weiter auf 13V- Millionen , im Jahrs
1902/03 sogar auf 14 Millionen , so daß die außer¬
ordentlichen Budgets sich im Verlaufe eines Jahrzehnts
geradezu verdoppelten. Diesen beträchtlichen Ausgabe -
steigerungen konnten nun die Einnahmen nicht fol¬
gen . Zwar haben wir in den Zeiten des wirtschaftlichen
Aufschwungs Einnahmesteigerungen gehabt, wie sie die
badische Finanzgeschichte bisher nicht gekannt hat , aber
ie haben gegenüber den gesteigerten Ausgabebedürfnissen
des ordentlichen und außerordentlichen Etats nicht hin¬
gereicht, sind vielmehr beträchtlich hinter ihnen zurück¬
geblieben.

Wir haben im Jahre 1894/95 rechnungsmäßige lieber -
schlisse von 6 Millionen zu verzeichnen gehabt, die im
Jahre 1896/97 auf 11 Millionen stiegen und 1898/99
den bisher noch nicht dagewesenen Betrag von 17 Mil¬
lionen erreichten. Von da an trat aber wieder ein rascher
Rückgang ein . Schon im Jahre 1900/01 sanken unsere
rechnungsmäßigen Ueberschüsse auf den Betrag von 10,6
Millionen herab und im Jahre 1902 erreichten sie gar
nur den Betrag von 2,7 Millionen und stiegen dann im
Jahre 1903 nur in ganz unbedeutendem Betrag auf 3
Millionen , so daß wir für die Budgetperiode 1902/03
nur mit 6,7 Millionen Ueberschüssen zu rechnen hatten .
Dieses Mißverhältnis zwischen den Einnahmen und Aus -
gaben in unserem allgemeinen Staatshaushalt fand sei¬
nen deutlich erkennbaren Ausdruck in dem Stand unseres
Betriebsfonds . Während er 1894 noch 15,3 Millionen
betrug und infolge der beträchtlichen Einnahmensteige¬
rungen in den Jahren des wirtschaftlichen Aufschwungsbis Ende 1899 auf 21,6 Millionen süeg , wurde er durchdie auch bei rückläufiger Konjunktur fortgesetzten Aus¬
gabesteigerungen derart in Anspruch genommen, daß erim Jahre 1900 schon auf 20 Millionen, im Jahre 1901
auf 18 Millionen , 1902 auf 14 Millionen und 1903 auf11 Millionen zurückging , also nahe auf den Betrag des
eisernen Betriebsfonds von B / 2 Millionen angekommen
ist, so daß wir gegenwärtig über keinerlei Betriebsreser¬ven mehr verfügen.

Was dann die allgemeine Lage des aus dem allgemei¬nen Staatshaushalt ausgeschiedenen Verwaltungszweigsder Staatsbahnen betrifft, so ist hier die finanzielle
Entwicklung eine ganz ähnliche . Wir haben zwar in den
Jahren des wirtschaftlichen Aufschwungs sehr erhebliche
Mehreinnahmen gemacht ; es haben sich aber auch die Be¬
triebsausgaben in einer ganz enormen Weise gesteigertund zu einem Betriebskoesfizienten von einer Höhe ge¬führt , wie er in ganz Deutschland nicht mehr vorkommt.Es sind diese Verhältnisse bei Beratung des Eisenbahn »
budgets Gegenstand eingehender Verhandlungen und Be¬
ratungen gewesen ; die Ursachen dieses hohen Betriebs¬
koeffizienten haben überdies in einer Denkschrift des
Herrn Generaldirektors eine eingehende Beleuchtung ge¬funden , so daß ich es unterlassen kann , darauf des Nähe¬ren einzugehen.

Aber auch im außerordentlichen Budget der Eisenbahn¬
verwaltung haben sich in den letzten 10 Jahren ungemein
schwerwiegende Veränderungen vollzogen . Während wir
noch in den Jahren 1890 bis 1898 mit einem Bauauf¬wand von durchschnittlich 8 Millionen auskamen — der
höchste Stand des Bauaufwands in jener Zeitperiode be¬
trug 13,9 Millionen — hat seit dem Jahre 1899 eine
unheimliche Steigerung des Bauaufwands stattgefunden,der bis auf 28,2 Millionen im Jahre 1900 anstieg. Durch¬
schnittlich haben wir seit dieser Zeit zu rechnen mit einem
Bauaufwand von jährlich 20—25 Millionen. Dabei istin Betracht zu ziehen , daß dieser erhebliche Bauaufwand
nicht etwa für neue, rentable Eisenbahnen, sondern im
wesentlichen aus Um- und Neubauten verwendet werden
muß , die infolge der Verkehrssteigerung notwendig ge¬worden sind, aber an und für sich einnahmesteigernd nicht

'
wirken , die vielmehr im wesentlichen nur die Kosten der
Unterhaltung , namentlich aber die Zinsen- und Amor¬
tisationslast der Eisenbahnen vermehren. So ist es ge¬kommen, daß wir von 1892 bis 1904 eine Zunahme der
Eisenbahnschuld um 230 Millionen Mark erfahren habenund daß sich der jetzige Stand der Eisenbahnschuld auf410 Millionen beläuft.

Das ungünstige finanzielle Ergebnis dieser Entwicklung
tritt am Stand der Eisenbahnschuldentilgungskasse sehr
deutlich zutage . Während vom Jahre 1893— 1899 die
Eisenbahnschuldentilgungskasseim allgemeinen ihren Ver¬
pflichtungen genügen, auch noch einige Millionen fürden Eisenbahnbau erübrigen konnte, ist mit dem Jahre1900 ein erheblicher Umschwung in dieser Beziehung ein¬getreten . Im Jahre 1901 und 1902 ist die Eisenbahn¬schuldentilgungskasse in dm Zustand der Zahlungsun -
fähigkeit geraten ; es hat die Unterbilanz vom Jahre1902 nicht weniger als 4,2 Millionen bettagen . Esreichte mit anderen Worten weder die ordentliche Dotationder Eisenbahnschuldentilgungskasse (die Ueberschüsse der
Eisenbahnverwaltung ) , noch auch die außerordentlichenZuschüsse aus allgemeinen Staatsmitteln hin , um auchnur die Zinsen- und Tilgungsverpflichtungen der Eisen¬bahnschuldentilgungskasse zu erfüllen . Im Jahre 1903hat nun freilich dieser Zustand einen raschen und sehrentschiedenen Wechsel erfahren ; aber es ist in den land -
ständischen Verhandlungen wiederholt betont worden, daßman aus diesem Vorgang allzu große Hoffnungen nichtschöpfen darf , daß diese Ueberschüsse , die wir erzielt haben,zum Teil auf Ursachen beruhen , die aller Voraussichtnach nicht wiederkehren , und daß es eben bei den in der
Denkschrift der Generaldirektton über den Betriebskoeffi-



zienten medergelegten Anschauungen sein Bewenden be¬
halten wird , daß wir auch in Zukunft mit beträchtlichen
Betriebsausgaben zu rechnen haben werden, und es nur
einer nachhaltigen und energischen Arbeit gelingen kann,
den hohen Betriebskoeffizienten, der zum großen Teil
auf Ursachen beruht , auf die wir einen wesentlichen Ein¬
fluß nicht ausüben können, auf ein wenigstens etwas ge¬
ringeres Maß zurückzuführen.

Tie ungemein gespannte Finanzlage , unter der wir zu
leiden haben , wird noch durch eine Reihe von Umständen
verschärft, vor allen Dingen dadurch , daß uns keinerlei
Reserven mehr zur Verfügung stehen . Es sind nicht nur
unsere Betriebsreserven vollständig aufgezehrt, sondern
wir haben durch das außerordentliche Budget für 1904
bis 1905 auch über die Vermögensreserve der Amortisa¬
tionskasse verfügt und sind also in Zukunft lediglich auf
die Ueberschüsse angewiesen, die sich im allgemeinen
Staatshaushalt ergeben werden . Die Aussichten nun ,
daß wir in den nächsten Jahren erhebliche Ueberschüsse
erzielen werden, sind , wie ich besonders betonen möchte,
keine großen . Es ist auch von den Herren Vorrednern
hervorgehoben worden, daß zwar die Zeichen des wirt¬
schaftlichen Aufschwungs sich allgemein bemerklich ma¬
chen ; namentlich in der Steigerung der Einnahmen der
Eisenbahnverwaltung wird man ein Zeichen dieses Auf-
schwungs nicht verkennen können . Aber man muß be¬
denken , daß , wie der wirtschaftliche Rückschlag nur all-
mählich in dem langsameren Steigen und schließlich in
dem Rückgang der Staatseinnahmen zum Ausdruck kam ,
so auch der wirtschaftliche Aufschwung nur nach und
nach wieder ein Anschwellen der Staatseinnahmen be¬
wirken. Wir können aus den Ergebnissen der direkten
Steuerveranlagung des Jahres 1904 , die eine erhebliche
Mehreinnahme gegenüber den Vorjahren nicht erwarten
läßt , die Wahrheit dieser Behauptung deutlich erkennen .
Und auch die indirekten Steuern haben im Jahre 1903
ein erhebliches Wachstum nicht gezeigt ; im Gegenteil, der
Rückgang der Biersteuer , der schon im Jahre 1902 zu
konstatieren war , hat sich im Jahre 1903 bedeutend ver¬
schärft , und nur auf dem Gebiete der Verkehrssteuer hat
sich eine Erhöhung der Einnahmen gezeigt , allerdings ein
Zeichen , aus dem man ebenfalls auf eine beginnende
Besserung des wirtschaftlichen Lebens schließen darf .

Dazu kommt nun noch, daß — wie der Herr Vorredner
angedeutet hat — auf eine finanzielle Verbesserungunserer
Beziehung zum Reich in den nächsten Jahren nicht zu
rechnen sein wird . Das Reich hat in den letzten Jahren
immer die gleiche Summe von ungedeckten Matrikular -
beitrügen erhoben, die sich zwischen 23 und 24 Mil¬
lionen Mark bewegt haben. Es kam dadurch , was für
die Finanzgebarung der Einzelstaaten außerordentlich
wünschenswert ist , eine gewisse Stetigkeit in unsere
Beziehung zum Reich . Aber diese Schonung, die das
Reich den Einzelstaaten gegenüber geübt hat , war nur
dadurch möglich , daß ein Teil der ordentlichen Bedürf¬
nisse des Reichs auf den Weg der Zuschußanleihe ver¬
wiesen wurde . Diese Zuschußanleihe ist im Jahre 1902
mit 72 Millionen , im Jahre 1903 mit 59 Millionen an¬
gefordert worden, und nur mit Hilfe dieses außergewöhn¬
lichen Mittels war es möglich , die Einzelstaaten vor
höheren Anforderungen an Matrikularbeiträgen zu be¬
wahren . Der Reichstag hat nun schon dieses Jahr eine
entschiedene Abneigung gegen eine Wiederholung der Zu¬
schußanleihen bekundet und für 1904 eine solche nicht
mehr oder doch nur in dem ganz untergeordneten Be¬
trag von 5 Millionen bewilligt . Andrerseits steht aber
fest , daß gerade wie in unserem Staatswesen , so auch im
Reich die Ausgaben in Zukunft steigen werden . Die
Ausblicke , die der Herr Reichsschatzsekretär in dieser Be-

. Ziehung eröffnet hat , und wonach wir in den nächsten
Jahren bis 1909 oder 1910 mit einem Defizit von jähr¬
lich etwa 100 Millionen zu rechnen haben werden , lassen
kaum hoffen, daß es ohne ungedeckte Matrikularbeiträge
in Zukunft abgehen wird ; man darf sogar mit ziemlicher' Sicherheit erwarten , daß diese Matrikularbeiträge von den

. Einzelstaaten in den nächsten Jahren in höheren Be¬
trägen werden angesordert werden als bisher . Wir
werden uns also auch von seiten des Reichs auf größere
Ansprüche gefaßt machen müssen , als bisher . Dazu
kommt dann als weiterer und besonders erschwerender
Umstand das unausgesetzte Steigen unserer eigenen lan¬
desstaatlichen Ausgaben . Die Herren Vorredner haben
schon auf die Ausgaben verwiesen , die uns für das Volks¬
schulwesen bevorstehen, an die sich dann noch die Millionen¬
ausgaben anreihen , die für Besserstellung der Lehrer und
Durchführung der Gehaltsrevision der Beamten flüssig
gemacht werden sollen. Die Mittel , die dem Staat gegen¬
wärtig zur Verfügung stehen , sind absolut unzureichend,
um diesen weitgehenden Anforderungen zu genügen. Man
wird also genötigt sein , sich nach neuen Hilfsquellen um-
zusehen . Wie Herr Geh . Kommerzienrat Koelle bei Er¬
örterung der Möglichkeit einer Steigerung der Staats¬
einnahmen den Vorschlag der Einleitung einer Anlehens
Politik entschieden ablehnte , so steht auch die Großh . Re¬
gierung auf dem Standpunkt , daß die Deckung der lau¬
fenden Ausgaben , auch wenn ihre Wirkung sich in die Zu¬
kunft hinein erstreckt , durch Aufnahme von Anlehen nicht
nur eine höchst unwirtschaftliche, sondern auch eine ge
jährliche Maßregel wäre ; sie würde die Begehrlichkeit
gegenüber dem Staat , die ohnedies schon aufgestachelt ge
nug rst, rns Ungemessene steigern. Es bleibt also als
Mittel zur Verstärkung der Staatseinnahmen nur die
Steuererhohung übrig .

Im übrigen wird zur Wiederherstellung des Gleichge¬
wichts unseres -Staatshaushalts auf eine weise Beschrän -

Ausgaben Bedacht zu nehmen sein , wie dies
auch der verstorbene Herr Finanzminister im Vort

zum Budget für die Jahre 1904 auf 1905 betont hat . Er
hat mit aller Entschiedenheit auf die Notwendigkeit einer
Zurückführung unserer Ausgabepolitik auf das durch die
Einnahmen gebotene Maß und vor allen Dingen darauf
hingewiesen, daß wir uns daran gewöhnen müssen , bei
der Ausstattung unseres außerordentlichen Budgets über
die uns zur Verfügung stehenden rechnungsmäßigen
Ueberschüsse nicht hinauszugehen , namentlich so lange
nicht , als wir keinerlei Betriebsreserven mehr zur Ver¬
fügung haben . Wenn wir die rechnungsmäßigen Ueber¬
schüsse der letzten 10 Jahre feststellen und dabei das eine
ungewöhnliche Jahr 1898/99 nicht mit in Betracht ziehen ,
so ergibt sich für die Budgetperiode eine durchschnittliche
Mehreinnahme über den Voranschlag von etwa 8 Mil¬
lionen , wir werden also darauf Bedacht nehmen müssen ,
daß unsere künftigen außerordentlichen Budgets diesen
Betrag nicht überschreiten.

In Zusammenfassung meiner Ausführungen komme ich
zu dem Schluß , daß die augenblickliche Lage unserer Fi¬
nanzen noch eine außerordentlich ungünstige ist , daß aber
Anzeichen der Besserung nicht zu verkennen sind . Wir
werden , wenn auch nicht schon in der nächsten Zeit , so
doch , wie ich hoffe , im Jahre 1905 auf eine Steigerung
der Staatseinnahmen rechnen dürfen . Inzwischen müssen
wir uns mit der Erhöhung der Einkommen- und Kapital¬
rentensteuer zu behelfen suchen, und ob es nach Ablauf
von zwei Jahren möglich sein wird , diese Steuererhöhung
wieder rückgängig zu machen und zu den alten Steuer¬
sätzen zurückzukehren , möchte ich heute noch nicht ent¬
scheiden. Es ist möglich , daß wir die Steuersätze fest-
halten müssen , bis wir nach Durchführung der Vermögens¬
steuer von dieser Seite her der Staatskasse neue Ein¬
nahmen zugeführt haben werden . Vor dem Jahre 1908
wird es aber jedenfalls nicht möglich sein , die Vermögens¬
steuer in Vollzug zu setzen .

Ich kann deshalb dem Herrn Geh . Kommerzienrat
Koelle nur vollständig beistimmen, daß wir in den näch¬
sten Jahren in unseren Ausgaben tunlichste Zurückhal¬
tung und Mäßigung zu beobachten haben werden, und
daß es uns nur auf diese Weise möglich sein wird , über
die gegenwärtigen schlimmen Verhältnisse hinwegzu¬
kommen .

Freiherr vonGöler : Das Expose des Herrn Prä¬
sidenten des Finanzministeriums über die gesamte Fi¬
nanzlage . über die Ursachen der mißlichen Lage, verbun¬
den mit einem Ausblick in die Zukunft waren so nüch¬
tern , so klar und trotzdem wieder frei von pessimistischen
Auffassungen, daß ich mich als langjähriger Budgetrefe¬
rent darüber aufrichtig gefreut habe. Ich habe die Ueber -
zeugung, daß die Leitung unserer Finanzen in sicheren
Händen ruht . Man muß sich außerordentlich hüten , die
Ursachen der schlechten Finanzlage an der falschen Stelle
zu suchen. Der Herr Präsident des Finanzministersinns
hat hervorgehoben, daß die Hauptursache der Kalamität
nicht in erster Reihe in der wirtschaftlichen Depression zu
suchen ist, auch nicht in dem ungünstigen Abschluß mit dem
Reich , da früher mit Leichtigkeit weit größere Beträge an
das Reich ausgefolgt wurden . Die Hauptursache liegt
vielmehr in der luxuriösen Ausstattung unseres Budgets ,
an wesche wir uns seit vielen Jahren gewöhnt haben. Vor
allem ist dies bei dem außerordentlichen Etat der Fall .
Anfang der 90er Jahre betrug dieser nur 3*// Millionen
und hat sich seitdem stetig gesteigert. Hierin ist eine Er¬
nüchterung notwendig , möge die Steuererhöhung diese
Wirkung haben und daran erkannt werden, daß die Lage
ernst ist , Als das erste Mal von der Steuererhebung
auf diesem Landtag die Rede war , wurde dieselbe in vie¬
len Kreisen damit begründet , daß die Amortisationskasse
mit ihrem reinen Vermögen mit Schluß dieses Jahres
aufgewirtschaftet haben werde. Mir hat das nicht impo¬
niert . Ich erinnere mich an die Zeit , wo man überhaupt
nichts von einem reinen Vermögen der Amortisationskasse
gewußt hat , wir rechneten vielmehr Anfang der 80er
Jahre mit einem reinen Schuldenstand . Bis dahin war
in beiden Kammern die Gewohnheit eingerissen , diese 12
Millionen , die die Amortisationskasse an den Domänen¬
grundstock schuldet , als Aktivum anzusehen. Deshalb
würde ich nicht so sehr davor erschrecken , wenn für zwei
oder vier Jahre mit einer reinen Schuld bei der Amorti¬
sationskasse zu rechnen wäre , und wenn die Aussicht be-
stände, daß wir in zwei bis vier Jahren über die Steuer -
erhöhung hinaus wären . Aber ein großer Unterschied
liegt darin , daß wir uns damals in einer aufsteigenden
Periode befanden, und heute nicht . Deshalb wäre es
Uebermut , wenn wir mit den Zahlen so rechnen würden,
wie früher . Im Jahre 1900 vollzog sich bei der Amor¬
tisationskasse der Uebergang vom reinen Schuldenstand
in reines Aktivvermögen ; das war die Periode , in der
die Steuerbeträge von Jahr zu Jahr überaus reichlich
Zunahmen. Der Betriebsfond war von Jahr zu Jahr
so gestiegen , daß die Amortisationskasse neben ihrem
eigentlichen Vermögen von 12 Millionen vom Domänen --
grundstock , die unverzinslich waren , auch noch über 10,
später bis zu 20 Millionen Ueberschüsse unverzinslich ver-
fügen, und das Aktivum von Jahr zu Jahr vermehren
konnte. Diese Zeiten sind vorbei, deshalb habe ich keinen
Grund , mich gegen die jetzt vorgeschlagene Maßnahme der
Steuererhöhung zu äußern . Ter Herr Präsident des
Finanzministeriums und Herr Geh . Kommerzienrat
Koelle haben mit großer Sicherheit von einer Vermögens¬
steuer gesprochen . Ich erinnere daran , daß dieses Höhe
Haus diesen Namen für die künftige Steuer noch nicht ak¬
zeptiert hat . Als wir die Steuervorlage für die neue
Einschätzung annahmen , haben wir ausdrücklich die
Worte : „für die Vermögenssteuer" gestrichen , da ein
großer Teil von uns der Ansicht war , daß man mit dieser

I neuen tem mchätzung gerade so gut bei dem alten

System der Ertragsteuer bleiben könne . Es ist notwen¬
dig, namentlich bei der Grundsteuer , einen Ausgleich
zwischen den einzelnen Landesteilen vorzunehmen, da diese
Steuer in den einzelnen Landesteilen nach sehr verschie¬
denen Gesichtspunkten gegliedert ist . Hierzu würde die
Neueinschätzung vortrefflich dienen, auch wenn man nicht
zur Vermögenssteuer überginge . Diesen Vorbehalt will
ich mir jetzt schon gestatten.

Mit Recht hat der Herr Präsident des Finanzmini¬
steriums darauf hingewiesen, daß nicht nur der allgemeine
Staatshaushalt , sondern wesentlich auch die Eisenbahnen
die mißliche Finanzlage herbeigeführt haben. Ich habe
in einer früheren Sitzung schon einmal darauf hingewie-
sen, daß es sich nicht darum handelt , ob in den nächsten
Jahren die reinen Eisenbahnerträge sich wesentlich stei¬
gern , sondern darum , ob dieses Plus von Erträgen .durch
das Plus von Passivzinsen aufgehoben wird , die mehr
und mehr dadurch erwachsen , daß unsere Eisenbahnschuld
in diesem hohen Grade wächst. 100 Millionen mehr
Eisenbahnschuld verursachen etwa 5 Millionen Mehrbela¬
stung in der Schuldendeckung. Entsprechend müssen die
Reinerträge des Eisenbahnbetriebes wachsen, wenn der
Mehraufwand an Passivzinsen ausgeglichen werden soll.
Hierin liegt der Ernst der Lage bei der Eisenbahnpolitik.
Es ist deshalb Vorsicht geboten, zumal Ausgaben bevor-
stehen , denen keine Rente gegenübersteht. Ich erinnere
an die Bahnhofumbauten ufw . Wir werden demnächst
Gelegenheit haben, beim Etat des Eisenbahnbaues uns
über die Baupolitik des Näheren auszusprechen. Dem
Herrn Präsidenten des Finanzministeriums aber wollte
ich für seine Ausführungen warmen Dank und Anerken¬
nung aussprechen, und meine volle Sympathie mit den¬
selben zum Ausdruck bringen .

Hierauf werden die einzelnen Titel aufgerusen .
Der Berichter st atter nimmt bezüglich der Titel

I bis IV Bezug auf den gedruckt vorliegenden Bericht.
Zu Titel IV . Forst - undDomänenver -

waltung erhält das Wort Graf vonHelmstatt :
Tie mißliche Lage der Forstpraktikanten hat eine be¬

sondere Berücksichtigung in dem Bericht des Abgeordneten
Kriechle in dem andern Hohen Hause gefunden und wurde
auch im Plenum eingehend erörtert . Nach der Antwort
der Regierung ist man zu der Hoffnung berechtigt , daß
den Wünschen der Forstpraktikanten in absehbarer Zeit
entsprochen werden wird . Von beteiligter Seite ist mir
nun eine Denkschrift überreicht worden, die in der Sit¬
zung der Ortsgruppe Karlsruhe des badischen Forscher-
eins vom 9 . Januar d . I . einstimmige Zustimmung ge¬
funden hat . In derselben sind die Verhältnisse der Forst¬
praktikanten eingehend geschildert und Vorschläge zur
Besserung der Lage gemacht . Ich sehe selbst ein, daß bei
der vorgerückten Zeit ein Eingehen auf die Wünsche der
Praktikanten nicht mehr möglich ist , zumal wir in diesem
Hohen Hause keine Berechtigung haben, Positionen in
das Budget einzusetzen, auch der Antrag auf Einsetzung
etatmäßiger Stellen in das Nachtragsbudget aussichtslos
wäre . Vielleicht gibt der Inhalt der Denkschrift aber doch
Anlaß , daß in späteren Jahren schrittweise Maßregeln
zur Besserung des Zustandes getroffen werden.

Es befinden sich zurzeit 58 Forstpraktikanten in der Be¬
zirksforstverwaltung (nach dem statistischen Nachweis vom
9 . Januar 1904) . Davon sind 40 als ständige Gehilfen
bei Forstämtern angestellt, die , wenn sie in anderen Ver¬
waltungszweigen angestellt wären , als etatmäßige Be¬
amte angesehen würden . Während bei der politischen Ver¬
waltung 60 Prozent , bei der Bezirks - und Zollverwal¬
tung 62 Prozent , bei der Wasser - und Straßenbauverwal¬
tung 63 Prozent und bei der Eisenbahnbetriebsverwal¬
tung 68 Prozent sämtlicher Hilfskräfte etatmäßig ange¬
stellt sind , sind es bei der Bezirksforstverwaltung nur 21
Prozent . Es wurde ferner festgestellt , daß nach den jetzi¬
gen Zugangs - und Abgangsverhältnissen aus dem älte¬
sten Jahrgang 1893 mit 10 Dienstjahren noch drei Prak¬
tikanten übrig sind , vom Zweitältesten Jahrgang 1894
noch 8 und von 1895 noch 11 Praktikanten . Das durch¬
schnittliche Lebensalter stellt sich bei dem ältesten Jahr¬
gang auf 36Vs Jahre , beim Zweitältesten auf 34Vv
beim drittältesten auf 33 Jahre . Diese Verhältnisse wer¬
den sich später derart verschlimmern, daß der Jahrgang
1896 bei der etatmäßigen Anstellung als Assessor vor¬
aussichtlich ein Lebensalter von 38 Jahren , und der Jahr¬
gang 1900 ein solches von 40 Jahren erreichen wird . Jrn
Vergleich zu anderen Verwaltungszweigen kann man sa¬
gen , daß , wenn z . B . die Juristen , auch länger für ihr
Studium brauchen, dies sin Vergleich zu den Forstprakti¬
kanten später wieder reichlich eingeholt wird . Bei diesen
Verhältnissen ist es ein großes Glück, daß der Zudrang
zur Forstlaufbahn ein so großer ist ; es spricht dies wirk¬
lich für ein Stück Poesie in unserer Jugend . In der Zu¬
schrift der Regierung an das andere Hohe Haus ist aber
zugestanden worden , daß in späteren Jahren eine große
Ernüchterung die Folge sein , und die eingetretene Er¬
schlaffung möglicherweise zu großen Schädigungen in den
Forstverhältnissen führen könnte.

Die Vorschläge der Denkschrift gehen dahin , die ständi¬
gen Gehilfenstellen in etatmäßige Stellen zu verwandeln.
Ob es möglich sein wird , sämtlichen Gehilfen zu diesem
Vorteil zu verhelfen, lasse ich dahingestellt, jedenfalls aber
sind hinreichend Gründe vorhanden , um gründliche Re-
medur eintreten zu lassen . Ich habe bereits bei Erörte¬
rung der Frage der Verlegung der Forstakademie an eine
der beiden Universitäten darauf hingewiesen, ob eine Bes¬
serung nicht durch strengere Limitierung des Zugangs zu
erzielen wäre . Das hauptsächlichste Ziel der Forstprakti¬
kanten ist aber die Vermehrung der . etatmäßigen Stellen -
Diese Vorschläge möchte ich der Regierung in Anbetracht

I der geschilderten Verhältnisse ans Herz legen.
( Firr c ^ ui g i , >er II . Beilage.)
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